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TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 

  

A. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
Teilbereich A:  

Die straßenseitige Fassadenbreite beträgt maximal 11,00 m. 

Die maximale Gebäudehöhe wird auf 11,00 m, bezogen auf die gemittelte Höhe der 
Erschließungsanlage festgesetzt. Maßgeblich ist der Höhenverlauf entlang der 
straßenseitigen Grundstücksgrenze.  
 
Teilbereich B:  

Die straßenseitige Fassadenbreite beträgt maximal 9,00 m. 

Die maximale Gebäudehöhe wird auf 13,00 m, bezogen auf die gemittelte Höhe der 
Erschließungsanlage festgesetzt. Maßgeblich ist der Höhenverlauf entlang der 
straßenseitigen Grundstücksgrenze. 

 
Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 
Es wird die offene Bauweise festgesetzt; zulässig sind ausschließlich Einzelhäuser.  

Garagen und Stellplätze (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) 
Garagen und Stellplätze innerhalb der Hauptgebäude sind unzulässig.  

B. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN, § 9 (4) BAUGB i.V.m. § 86 BAUO NRW  

Fassaden 
Vor- bzw. Rücksprünge von Gebäudefassaden sind nicht zulässig. 

Fassadenoberflächen sind in hellem Putz auszuführen. Untergeordnet können auch andere 
Materialien verwendet werden, wie Verkleidungen mit Schiefer, Naturstein (unpoliert bzw. nicht 
glänzend) oder Holz. 

Dachform 
Für Hauptgebäude sind ausschließlich Satteldächer mit einer Dachneigung zwischen 40° und 
50° zulässig. Für Anbauten und Nebengebäude sind auch Pult- oder Flachdächer zulässig. 

Dachaufbauten  
Die Länge der Dachaufbauten darf 4,00 Meter nicht überschreiten, ihr Abstand vom Ortgang 
muss mindestens 1,50 m betragen. Ausnahmen für Anlagen zur Gewinnung von Solarenergie 
sind zulässig. 
 
Staffelgeschosse 
Staffelgeschosse sind nicht zulässig. 
  



C. HINWEISE 

Kampfmittel 
Die vorliegenden Informationen ergeben keine Hinweise auf das Vorhandensein von 
Kampfmitteln; eine Garantie auf Kampfmittelfreiheit kann gleichwohl nicht gewährt werden. 
Generell sind Bauarbeiten sofort einzustellen, sofern Kampfmittel gefunden werden. ln diesem 
Fall ist die Stadt Haan, der Kampfmittelbeseitigungsdienst bei der Bezirksregierung Düsseldorf 
oder die nächstgelegene Polizeidienststelle unverzüglich zu verständigen. Erfolgen 
Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie Rammarbeiten, 
Pfahlgründungen, Verbauarbeiten etc. wird eine Sicherheitsdetektion empfohlen. ln diesem 
Fall ist das "Merkblatt für Baugrundeingriffe" der Bezirksregierung Düsseldorf zu beachten. 

Bodendenkmäler 
Beim Auftreten archäologischer Bodenfunde und Befunde ist die Gemeinde als Untere 
Denkmalbehörde oder das LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland, Endenicher Str. 
133, 53115 Bonn, unverzüglich zu informieren. Bodendenkmal und Fundstelle sind zunächst 
unverändert zu erhalten. 

 


